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I. Einleitung

Die Frage, wie seitens der Rechtsordnung mit Gewissensentscheidungen im Zu-
sammenhang mit medizinischen Handlungen bzw. im Gesundheitswesen umzuge-
hen ist, beschäftigt akademische Diskussionen, rechtspolitische Debatten und kli-
nische Praxis international seit geraumer Zeit.1 Im Kern geht es dabei um Sachver-
halte, in denen sich Akteure weigern, Handlungen auszuführen, weil dies ihr Ge-
wissen verletzen würde. Die Berufung auf das Gewissen stellt für den liberalen 
Rechtsstaat eine Argumentation dar, die er in seinem Selbstverständnis nicht igno-
rieren kann. Er ist in gewisser Weise eine Antwort auf die pluralistischen Gewis-
sensentscheidungen seiner Bürger*innen.2 Konkret drückt sich diese Antwort in der 
Gewissensfreiheit aus, die rechtsstaatlich als Grundrecht verfasst ist. Dieses jeder 
Person gewährleistete Recht gilt in wohlgeordneten Gesellschaften heute als unhin-
tergehbar und spielt auch in der Gesundheitsversorgung eine Rolle. 

1 Vgl. Frewer/Bergemann/Jäger (Hrsg.), Interessen und Gewissen, Würzburg: Königshausen & 
Neumann (2016); Wicclair, Conscientious Objection in Health Care: An Ethical Analysis, Cambridge: 
Cambridge University Press (2011). 
2 Vgl. Rawls, Gerechtigkeit als Fairness, Frankfurt am Main: Suhrkamp (2003) 20. 
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Das Thema der Gewissensentscheidungen im Gesundheitswesen ist allerdings 
um eine Facette erweitert worden. Nicht mehr nur für Individuen als natürliche 
Personen wird dabei die Gewissensfreiheit von manchen in Anspruch genommen, 
sondern auch für Korporationen, also überindividuelle Verbände, die in der Rechts-
ordnung üblicherweise juristische Personen genannt werden.3 Diese erweiterte Fa-
cette der Debatte wirft mehrere Fragen auf, darunter insbesondere: Inwieweit kann 
eine Korporation ein „Gewissen“ haben, und worin würde es sich ausdrücken? Wel-
che Anknüpfungspunkte hätte ein solches korporatives Gewissen in der positiven 
Rechtsordnung? In welcher Beziehung stünden individuelles und korporatives Ge-
wissen zueinander? Welche Konsequenzen müsste die Rechtsordnung für die von 
korporativen Gewissensentscheidungen betroffenen Sachverhalte bedenken? 

Diese Fragen haben einen konkreten, praktischen Anwendungsfall erhalten, als 
in Österreich die Suizidhilfe (assistierter Suizid, Mitwirkung an der Selbsttötung) 
rechtlich neu geregelt wurde. Dieser Anwendungsfall wird im Folgenden den Kon-
text der Überlegungen zur korporativen „Gewissensfreiheit“ von Gesundheitsein-
richtungen bilden. Damit sind auch Fokus und Grenzen der Abhandlung bestimmt: 
Die Darstellung erfolgt, erstens, auf Grundlage der österreichischen Rechtsord-
nung.4 Parallelen der Debatte und Ähnlichkeiten der Konzepte zur deutschen 
Rechtsordnung mag es geben, aber der Beitrag erhebt nicht den Anspruch, daraus 
Schlussfolgerungen für Deutschland zu formulieren. 

Die Abhandlung ist, zweitens, eine rechtsethische. Dies festzuhalten ist deshalb 
wichtig, weil Gewissen und Gewissensfreiheit in verschiedenen Zusammenhängen 
auftauchen, die einerseits in der realen Lebenswelt miteinander zusammenhängen, 
andererseits aber ihren je eigenen methodischen Logiken folgen. So ist das Gewis-
sen seit langer Zeit Thema der philosophischen und theologischen Ethik5 und wird 
der Gedanke einer korporativen Gewissensfreiheit in der Organisations- und Un-
ternehmensethik6 diskutiert. Das Gewissen und die Gewissensfreiheit, um die es in 
diesem Beitrag geht, sind allerdings rechtlich verfasst. Hier mag es mitunter eine 
Deckungsgleichheit oder zumindest große Überschneidungen mit den Diskursen 
nach anderen methodischen Logiken geben, aber eben auch Unterschiede, die in 
den folgenden Ausführungen im Detail immer wieder deutlich werden.7 

Eine letzte Vorbemerkung zum Anwendungsfall des Beitrags betrifft den Ge-
genstand, die Suizidhilfe. Hierzu könnte man argumentieren, dass die Suizidhilfe gar 

                                                      
3 Vgl. White/Jeanneret/Close/Willmott, The Impact on Patients of Objections by Institutions to As-
sisted Dying, BMC Medical Ethics 2023, 22; Shadd/Shadd, Institutional Non-Participation in Assisted 
Dying, Bioethics 2019, 207. 
4 Um in diesem Beitrag zitierte, zentrale Gesetzes- und Verordnungstexte, Gerichtsentscheidungen 
und parlamentarische Dokumenten auch für Personen, die in der österreichischen Rechtsliteratur 
nicht beheimatet sind, leichter auffindbar zu machen, wurde in der Fußnote zusätzlich zur üblichen 
Quellenangabe eine URL eingefügt. 
5 Vgl. Bormann & Wetzstein (Hrsg.), Gewissen, Berlin: De Gruyter (2014). 
6 Vgl. Goodpaster, Conscience and Corporate Culture, Malden, MA: Blackwell (2007). 
7 Vgl. Schilling, Das Recht auf Befolgung von Religions-, Weltanschauungs- und Gewissensgeboten – 
eine normative Betrachtung, Zeitschrift für öffentliches Recht, 2023, 341. 
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keine Angelegenheit von Gesundheitseinrichtungen sei und keine medizinische 
Versorgungshandlung darstelle. Diese Debatte wird hier nicht aufgegriffen, wohl 
aber ihre praktischen Konsequenzen, wonach die Suizidhilfe Berührungspunkte zu 
unbestrittenen Aufgaben, Handlungen und Rahmenbedingungen des Gesundheits- 
und Sozialwesens hat und dort zu Gewissensfragen führen kann. 

Der Beitrag stellt zunächst die gesetzliche Regelung der Suizidhilfe in Österreich 
dar und geht dabei insbesondere auf die enthaltene Gewissensklausel ein. Er setzt 
dann mit der rechtsethischen Einordnung dieser Klausel fort, indem er die Begriffe 
„Gewissen“, „Gewissensfreiheit“ und „Gewissensklausel“ im Allgemeinen erläutert 
und anhand der gesetzlichen Suizidhilferegelung konkretisiert. Der Beitrag stellt 
schließlich praktische Konsequenzen der Gewissensklausel dar. Insbesondere geht 
er der Frage nach, wie mit Gewissenskonflikten umzugehen ist, in die juristische 
Personen, also Korporationen, involviert sind.8 

II. Gesetzliche Regelung 

Die Suizidhilfe war in Österreich vor der nun geltenden Neuregelung strafrechtlich 
ausnahmslos verboten. Der Verfassungsgerichtshof (VfGH) beurteilte dieses Ver-
bot am 11. Dezember 2020 als grundrechtswidrig und gab dem Parlament bis 
31. Dezember 2021 die Möglichkeit einer Neuregelung.9 Mit 1. Jänner 2022 wurde 
diese durch das Sterbeverfügungsgesetz (StVfG10) und Novellen des Strafgesetz-
buchs (StGB11) sowie des Suchtmittelgesetzes (SMG12) in Kraft gesetzt. Ersteres 
normiert ein Verfahren, das einer sterbewilligen Person einen legalen Zugang zu 
einem tödlichen Präparat eröffnet, mit dem sie ihr Leben beenden kann. Zweitere 
steckt die weiterhin strafbewehrten Grenzen der legalen Suizidhilfe ab. Die Tötung 
auf Verlangen ist in Österreich weiterhin strafrechtlich ausnahmslos verboten. Letz-
tere regelt die Abgabe tödlicher Präparate in Apotheken. 

Bereits im Erkenntnis des VfGH und in der Ausarbeitung des StVfG wurde ein 
Augenmerk auf die Freiwilligkeit der Handlungen im Zusammenhang mit einem 
Suizid gelegt. Die Freiwilligkeit betrifft einerseits die sterbewillige Person, die ihr 

                                                      
8 Teile des vorliegenden Beitrags wurden veröffentlich als: J. Wallner, Die Gewissensklausel des Ster-
beverfügungsgesetzes, Recht der Medizin 2024: im Druck. 
9 VfGH 11.12.2020, G139/2019, VfSlg. 20433, http://www.ris.bka.gv.at/Dokument.wxe?Ab-
frage=Vfgh&Dokumentnummer=JFT_20201211_19G00139_00 (abgerufen 5.4.2024). 
10 Bundesgesetz, mit dem ein Sterbeverfügungsgesetz erlassen wird sowie das Suchtmittelgesetz und 
das Strafgesetzbuch geändert werden, BGBl. I 2021/242, 
https://www.ris.bka.gv.at/eli/bgbl/I/2021/242 (abgerufen 5.4.2024). 
11 Bundesgesetz vom 23. Jänner 1974 über die mit gerichtlicher Strafe bedrohten Handlungen (Straf-
gesetzbuch – StGB), BGBl. 1974/60 i. d. F. BGBl. I 2023/135. 
12 Bundesgesetz über Suchtgifte, psychotrope Stoffe und Drogenausgangsstoffe (Suchtmittelgesetz – 
SMG), BGBl. I 1997/112 i. d. F. BGBl. I 2023/191. 

 

 

http://www.ris.bka.gv.at/Dokument.wxe?Abfrage=Vfgh&Dokumentnummer=JFT_20201211_19G00139_00
http://www.ris.bka.gv.at/Dokument.wxe?Abfrage=Vfgh&Dokumentnummer=JFT_20201211_19G00139_00
https://www.ris.bka.gv.at/eli/bgbl/I/2021/242
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Leben in freier Selbstbestimmung beenden möchte. Sie wurde andererseits für jene 
Personen als essenziell angesehen, die an der Selbsttötung der sterbewilligen Person 
mitwirken. Mit anderen Worten war dadurch die Gewissensfreiheit der Beteiligten 
im Blickfeld. Die Gewissensklausel des StVfG, um die es im Folgenden geht, stellt 
die legistische Umsetzung dieser Grundüberlegungen dar. 

Das StVfG statuiert in § 213 ein Freiwilligkeitsgebot und ein Benachteiligungs-
verbot, was zusammen eine sogenannte Gewissensklausel14 ergibt: 

Freiwilligkeit der Mitwirkung, Benachteiligungsverbot 

§ 2. (1) Keine natürliche oder juristische Person ist verpflichtet, eine Hilfeleistung (§ 3 
Z 4), wie etwa die Abgabe des Präparats (§ 3 Z 9) durch eine Apothekerin bzw. einen 
Apotheker, zu erbringen, eine ärztliche Aufklärung (§ 7) durchzuführen oder an der Er-
richtung einer Sterbeverfügung mitzuwirken. Ein darauf gerichtetes vertragliches Leistungs-
versprechen kann nicht gerichtlich geltend gemacht werden. 

(2) Keine natürliche oder juristische Person darf wegen einer solchen Hilfeleistung, einer 
ärztlichen Aufklärung oder der Mitwirkung an der Errichtung einer Sterbeverfügung oder 
der Weigerung, eine Hilfeleistung zu erbringen, eine ärztliche Aufklärung durchzuführen 
oder an der Errichtung einer Sterbeverfügung mitzuwirken, in welcher Art immer benach-
teiligt werden. 

Um die rechtsethische Einordnung und Ableitung praktischer Konsequenzen vor-
nehmen zu können, ist zunächst eine genaue Analyse des Inhalts und der Begüns-
tigten von § 2 nötig. 

1. Freiwilligkeit der Mitwirkung 

Abs. 1 verlangt die Freiwilligkeit15 folgender Handlungen der Mitwirkung16 an ei-
nem Suizid17: 

                                                      
13 Soweit nicht anderslautend beziehen sich die Gesetzesstellen auf das StVfG. 
14 Das Attribut „sogenannt“ wird verwendet, da der Begriff „Gewissensklausel“ zwar nicht im positi-
ven Recht, wohl aber in Gesetzesmaterialien und Literatur gebräuchlich ist. 
15 Der Freiwilligkeitsgrundsatz geht im Zusammenhang mit der Suizidhilfe auch allfälligen Beistands-
pflichten im Familien- oder Berufsrecht vor, Kathrein in Dokalik (Hrsg.), StVfG: Sterbeverfügungsge-
setz Kurzkommentar, Wien: Linde (2022) § 2 Rz. 12. 
16 „Mitwirkung“ umfasst die Hilfeleistung (§ 3 Z. 4), die ärztliche Aufklärung (§ 7) und die Mitwir-
kung an der Errichtung einer Sterbeverfügung (§ 8). In jedem Fall ist nur eine physische Mitwirkung 
gemeint, nicht eine bloß psychische Unterstützung; Dokalik in Dokalik (Fn. 15) § 3 Rz. 11. 
17 Ein Suizid im Rechtssinn liegt nur dann vor, wenn sich jemand vorsätzlich unmittelbar selbst tötet 
und dies selbstverantwortlich tut, wofür die Person auch zu Beginn der Selbsttötungshandlung ent-
scheidungsfähig sein muss; Birklbauer in Höpfel/Ratz (Hrsg.), Wiener Kommentar zum StGB, 
2. Aufl., Wien: Manz (2022) § 78 Rz. 3 und 13. 
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1. Erbringen einer Hilfeleistung, das ist „die physische Unterstützung der sterbewil-
ligen Person18 bei der Durchführung lebensbeendender Maßnahmen“ (§ 3 Z. 4)19, 
wie vor allem 

• die Abgabe des Präparats20 in einer Apotheke21, 

• das stellvertretende Abholen des Präparats durch eine in der Sterbeverfügung 
nominierte Person,22 

• die physische Vorbereitung des Präparats samt Begleitmedikation23 oder der 
sterbewilligen Person für eine orale Einnahme24 oder das Legen eines venö-
sen25 oder enteralen26 Zugangs für die Applikation des Präparats durch die 
sterbewillige Person; 

                                                      
18 „Sterbewillige Person“ ist in diesem Zusammenhang ein Rechtsbegriff, der nicht gleichzusetzen ist 
mit dem in medizinischen, pflegerischen, psychologischen oder ethischen Diskursen verwendeten 
Begriffen einer Person mit Sterbewunsch oder Suizidgedanke; Dokalik in Dokalik (Fn. 15) § 3 Rz. 6. 
19 Dokalik in Dokalik (Fn. 15) § 3 Rz. 10. 
20 Als „Präparat“ gilt eine tödliche Dosis (15 g) Natrium-Pentobarbital; § 3 Z. 9; §§ 2, 4 Verordnung 
des Bundesministers für Soziales, Gesundheit, Pflege und Konsumentenschutz betreffend die Festle-
gung von Präparaten im Sinne des Sterbeverfügungsgesetzes (Sterbeverfügungs-Präparate-V – StVf-
Präp-V), BGBl. II 2022/16, https://www.ris.bka.gv.at/eli/bgbl/II/2022/16 (abgerufen 5.4.2024). 
21 Das Präparat darf nur von einer öffentlichen Apotheke (§ 11 Abs. 1) und einer Apotheker*in (§ 11 
Abs. 2) abgegeben werden. 
22 In einer Sterbeverfügung kann die sterbewillige Person eine oder mehrere Hilfe leistende Personen 
nominieren (§ 5 Abs. 2). Eine solche Person darf das Präparat in einer Apotheke abholen (§ 11 
Abs. 1). Die stellvertretende Abholung gilt als Hilfeleistung im Sinne des § 3 Z. 3; ErläutRV 1177 
BlgNR 27. GP 9 = Erläuterungen zur Regierungsvorlage, https://www.parlament.gv.at/gegen-
stand/XXVII/I/1177 (abgerufen 5.4.2024). 
23 Unter „Begleitmedikation“ werden Arzneimittel verstanden, welche für die Verträglichkeit des 
Präparats notwendig sind (§ 5 StVf-Präp-V). 
24 Die orale Rezeptur des Präparats besteht aus einer Trinklösung als Fertigprodukt in einem versie-
gelten Abgabegefäß (Österreichische Apothekerkammer, Abgabe von letalen Präparaten, März 2022). 
Eine Hilfeleistung im Sinne des § 3 Z. 4 könnte darin bestehen, die sterbewillige Person aufrecht im 
Bett sitzend zu positionieren oder die Trinklösung aus dem Abgabegefäß in ein für die sterbewillige 
Person leichter zu haltendes Trinkgefäß umzuleeren. Die Grenze der straffreien Hilfeleistung wäre 
etwa überschritten, wenn der sterbewilligen Person das Präparat durch Dritte oral eingegeben würde 
(ErläutRV 1177 BlgNR 27. GP 8). 
25 Das Präparat kann als Infusion zubereitet und abgegeben werden (§ 3 Z. 2 StVf-Präp-V). Diesfalls 
könnte eine Hilfeleistung bei der Durchführung der Selbsttötung darin bestehen, dass eine Hilfe leis-
tende Person der sterbewilligen Person einen peripheren Venenzugang legt oder die Infusionslösung 
an einen (unter Umständen bereits vorhandenen) zentralen Venenzugang anschließt. Der Start der 
Infusion muss von der sterbewilligen Person ausgelöst werden, um als Selbsttötung zu gelten (vgl. 
ErläutRV 1177 BlgNR 27. GP 8). 
26 Das Präparat kann in seiner oralen Zubereitungsform mittels eines enteralen Zugangs (z. B. PEG-
Sonde) appliziert werden (§ 3 Z. 1 StVf-Präp-V). Hier könnte einer Hilfeleistung bei der Durchfüh-
rung der Selbsttötung darin bestehen, dass eine Hilfe leistende Person der sterbewilligen Person das 
Präparat an den enteralen Zugang anschließt, wobei die Zufuhr selbst durch die sterbewillige Person 

 

 

https://www.ris.bka.gv.at/eli/bgbl/II/2022/16
https://www.parlament.gv.at/gegenstand/XXVII/I/1177
https://www.parlament.gv.at/gegenstand/XXVII/I/1177
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• der Gesetzgeber versteht darunter auch die „Bereitstellung von Räumlichkei-
ten“27, wobei hier wohl an die Organisation eines Raums speziell für die 
Selbsttötung zu denken ist28, nicht an einen Raum, der aus einem anderen 
Grund zur Verfügung gestellt wird oder gar werden muss (z. B. zur medizi-
nischen Behandlung29 oder zu Pflegezwecken30). 

2. Durchführen einer ärztlichen Aufklärung, als Voraussetzung für eine straffreie Suizid-
hilfe31, mit folgenden Elementen: 

• Beurteilung, ob die sterbewillige Person entscheidungsfähig32 ist und einen 
freien und selbstbestimmen Entschluss33 zur Lebensbeendigung geäußert hat 
(§ 7 Abs. 1), 

• die fachliche Beratung der sterbewilligen Person zu „im konkreten Fall mög-
lichen Behandlungs- und Handlungsalternativen“ (§ 7 Abs. 2 Z. 1), zum Um-
gang mit dem Präparat (§ 7 Abs. 2 Z. 2 und 3) und zu anderen Beratungsan-
geboten (§ 7 Abs. 2 Z. 4 und 5), 

• die Bestätigung, ob bei der sterbewilligen Person eine Krankheit im Sinne 
des § 6 Abs. 3 und ein nicht anders abzuwendender Leidenszustand vorliegt 
(§ 7 Abs. 3) sowie 

                                                      
gestartet werden muss, um nicht die Grenze zur Fremdtötung zu überschreiten (vgl. ErläutRV 1177 
BlgNR 27. GP 8). 
27 ErläutRV 1177 BlgNR 27. GP 9. 
28 In diesem Sinn Stöger, Korrespondenz zum Thema „Assistierter Suizid in privaten Gesundheitsein-
richtungen“, Journal für Medizin- und Gesundheitsrecht 2022, 8. 
29 Etwa, wenn ein Zimmer in einem Krankenhaus zur Verfügung gestellt wird, weil die betreffende 
Person krankenanstaltenrechtlich zur medizinischen Behandlung aufzunehmen ist (vgl. §§ 22 f. Bun-
desgesetz über Krankenanstalten und Kuranstalten (KAKuG), BGBl. 1957/1 i. d. F. 
BGBl. I 2023/191). 
30 Etwa, wenn ein Zimmer in einem Pflegewohnhaus zur Verfügung gestellt wird, weil die betref-
fende Person sozialrechtlich zur stationären Pflege und Betreuung aufzunehmen ist (vgl. § 15 Gesetz 
über die Regelung der Sozialhilfe (Wiener Sozialhilfegesetz – WSHG), LGBl. 1973/11 i. d. F. 
LGBl. 2018/49). 
31 Die physische Hilfeleistung zur Selbsttötung ist nach § 78 Abs. 2 Z. 3 Var. 2 StGB strafbar, wenn 
die Person, die sich selbst tötet, nicht gemäß § 7 aufgeklärt wurde. 
32 „Entscheidungsfähig ist, wer die Bedeutung und die Folgen seines Handelns im jeweiligen Zusam-
menhang verstehen, seinen Willen danach bestimmen und sich entsprechend verhalten kann“ (§ 24 
Abs. 2 Allgemeines Bürgerliches Gesetzbuch (ABGB), JGS 1811/946 i. d. F. BGBl. I 2023/182). Im 
Unterschied zur allgemeinen Vermutung, dass eine volljährige Person entscheidungsfähig ist (§ 24 
Abs. 2 ABGB, letzter Satz), verlangt der Gesetzgeber für die Selbsttötung, dass die Entscheidungsfä-
higkeit der sterbewilligen Person für die sie zu dokumentierenden Personen „zweifelsfrei vorliegen“ 
müsse (ErläutRV 1177 BlgNR 27. GP 3). 
33 Der Entschluss der sterbewilligen Person muss „insbesondere frei von Irrtum, List, Täuschung, 
physischem oder psychischem Zwang und Beeinflussung durch Dritte gefasst werden“ (§ 6 Abs. 2). 
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• eine genaue Dosierungsanordnung für das Präparat und Anordnungen für 
eine notwendige Begleitmedikation (§ 7 Abs. 3). 

• Die wesentlichen Inhalte der ärztlichen Aufklärung sind in einem Dokument 
festzuhalten (§ 7 Abs. 3). 

• Überdies wird auch die allenfalls notwendige Abklärung einer krankheitswer-
tigen psychischen Störung der sterbewilligen Person durch eine Fachärzt*in 
für Psychiatrie oder Psychotherapeutische Medizin oder eine klinische 
Psycholog*in vom Gesetzgeber unter die Aufklärung des § 7 subsumiert 
(Abs. 4), sodass auch diese Handlungen von § 2 umfasst sind. 

3. Mitwirken an der Errichtung34 einer Sterbeverfügung, das ist 

• die mündliche Wiedergabe der Dokumentation der ärztlichen Aufklärung 
und die mündliche Belehrung über rechtliche Aspekte der Suizidhilfe durch 
eine dokumentierende Person35 (§ 8 Abs. 2)36, 

• die Überprüfung, ob bereits eine Sterbeverfügung errichtet wurde (§ 8 
Abs. 2)37, 

• die schriftliche Dokumentation der Personalien und des freien und selbstbe-
stimmten Sterbeentschlusses (§ 8 Abs. 3 Z. 1), der ärztlichen Bestätigung der 
Entscheidungsfähigkeit und deren Vorliegen im Errichtungszeitpunkt (§ 8 
Abs. 3 Z. 2), des Vorhandenseins der ärztlichen Aufklärung (§ 8 Abs. 3 Z. 3) 
sowie der Dosierungsanordnung aus der ärztlichen Aufklärung. 

2. Benachteiligungsverbot 

In § 2 Abs. 2 wird sodann normiert, dass die Person, welche frei ist, eine Handlung 
im Sinne des Abs. 1 vorzunehmen oder sie zu verweigern, für ihre Entscheidung in 

                                                      
34 Da die Errichtung (§ 8) von der Dokumentation im Sterbeverfügungsregister (§ 9) unterschieden 
wird, kann sich § 2 nicht darauf erstrecken, dass es einer dokumentierenden Person (§ 3 Z. 6) frei-
stünde, ob sie eine bereits errichtete Sterbeverfügung im Sterbeverfügungsregister meldet (§ 9 
Abs. 3). 
35 Als „dokumentierende Person“ gilt eine Notar*in oder rechtskundige Mitarbeiter*in der Pati-
ent*innenvertretung nach § 11e KAKuG, vor der eine Sterbeverfügung errichtet wird (§ 3 Z. 6). 
36 Gegen die Einordnung dieser Handlungen unter den von § 2 umfassten Begriff der „Errichtung“ 
einer Sterbeverfügung spricht, dass der Wortlaut von § 8 Abs. 2 davon spricht, dass die Errichtung 
zu erfolgen hat, „nachdem“ die dokumentierende Person die Dokumentation der ärztlichen Aufklä-
rung mündlich wiedergegeben und über die rechtlichen Aspekte mündlich belehrt hat. Für eine Ein-
ordnung dieser Handlungen unter § 2 spricht, dass die Gewissenklausel nicht nur die Errichtung 
selbst, sondern auch die „Mitwirkung“ daran freistellt, wofür die vorangehenden Handlungsstritte 
obligatorisch sind. 
37 Für die Überprüfung im Sterbeverfügungsregister gelten die in Fn. 36 angestellten Überlegungen 
analog („Die dokumentierende Person hat vor der Errichtung…“, § 8 Abs. 2, Hervorhebung durch Au-
tor). 
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keiner Weise benachteiligt werden darf.38 Der Gesetzgeber verweist auf analoge 
Bestimmungen in § 6 FMedG39 und § 97 Abs. 2 und 3 StGB40. 

Beispiele für Benachteiligungen sind: arbeitsrechtliche Nachteile (z. B. Verwar-
nung, Beendigung des Arbeitsverhältnisses, Versagen einer Nebenbeschäftigung), 
organisationsrechtliche Nachteile (z. B. Verweigerung oder Entzug einer Leitungs-
funktion, Änderung einer Stellenbeschreibung, Versetzung), finanzielle Nachteile 
(z. B. Kürzung von Leistungsansprüchen), berufsrechtliche Nachteile (z. B. Diszip-
linarstrafen), vertragsrechtliche Nachteile (z. B. Kündigung eines Dienstleistungs- 
oder Kooperationsvertrags), öffentlichrechtliche Nachteile (z. B. Entzug eines Öf-
fentlichkeitsrechts), steuer- oder abgabenrechtliche Nachteile (z. B. Entzug des Ge-
meinnützigkeitsstatus). 

Das Benachteiligungsverbot von § 2 Abs. 2 setzt voraus, dass die Benachteili-
gung „wegen“ einer Entscheidung im Sinne des Abs. 1 erfolgt, somit eine Diskri-
minierung vorliegt, die es im Streitfall glaubhaft zu machen gilt.41 

3. Begünstigte 

Der Freiwilligkeitsgrundsatz und das Benachteiligungsverbot gelten für natürliche 
und juristische Personen, also z. B. 

• für eine individuelle Apotheker*in (sowohl als Konzessionsinhaber*in, Päch-
ter*in oder Leiter*in als auch als angestellte Pharmazeut*in) und eine Apo-
theke (als Unternehmen42); 

                                                      
38 Kathrein in Dokalik (Fn. 15) § 2 Rz. 17. 
39 Bundesgesetz, mit dem Regelungen über die medizinisch unterstützte Fortpflanzung getroffen 
werden (Fortpflanzungsmedizingesetz – FMedG), BGBl. 1992/275 i. d. F. BGBl. I 2018/58. 
40 ErläutRV 1177 BlgNR 27. GP 8. 
41 Kathrein in Dokalik (Fn. 15) § 2 Rz. 18. 
42 Apotheken können als Einzelunternehmen der Konzessionsinhaber*in oder als Personengesell-
schaft geführt werden (vgl. § 12 Gesetz vom 18. Dezember 1906, betreffend die Regelung des Apo-
thekenwesens (Apothekengesetz), RGBl. 1907/5 i. d. F. BGBl. I 2023/191). 
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• für eine Ärzt*in (sowohl als selbstständige wie auch als angestellte Medizi-
ner*in) und eine medizinische Organisation (z. B. eine Krankenanstalt43, 
Gruppenpraxis44, Primärversorgungseinheit45 oder ein Hospiz46); 

• für eine dokumentierende Person (d. h. eine Notar*in oder rechtskundige 
Mitarbeiter*in der Patient*innenvertretung) und ihre jeweilige Organisation 
(d. h. das Notariat oder die Patient*innenvertretung). 

Zu den von § 2 umfassten Personen zählen weitere Personen, die vor der Frage 
stehen, ob sie bei der Durchführung der Selbsttötung Hilfe leisten. Das können 
berufliche oder ehrenamtliche Pflege- und Betreuungspersonen in Langzeitsorge-
einrichtungen, in mobilen Pflegediensten oder in der sogenannten 24-Stunden-Be-
treuung47 sein, aber auch Angehörige der sterbewilligen Person ohne spezifische 
berufliche bzw. fachliche Rolle. Während bei Letzteren ein Bezug zu einer juristi-
schen Person fehlt, kann ein solcher bei Pflege- und Betreuungsfachpersonen vor-
liegen (z. B. im Rahmen einer Anstellung in einem Pflegewohnhaus oder bei einem 
Verein für mobile Dienste). 

Insgesamt ergibt sich dadurch ein komplexes Geflecht an möglichen sozialen 
und rechtlichen Beziehungen, die im Kontext des StVfG eines gemeinsam haben: 
den Grundsatz der Freiwilligkeit der Mitwirkung und das Verbot jeder Benachteili-
gung in Hinblick auf die freiwillig getroffene Entscheidung. 

Obwohl nicht explizit in § 2 genannt, ergibt sich aus der Zielsetzung und Syste-
matik des Gesetzes, dass diese Prinzipien auch für die sterbewillige Person selbst 
gelten.48 Deren Freiwilligkeit ist an mehreren Stellen des StVfG normiert, da sie eine 
der wesentlichen Bedingungen für die Straffreiheit der Suizidhilfe darstellt.49 Das 
                                                      
43 Die österreichischen Krankenanstalten (§ 1 KAKuG) „weisen eine vielfältige Trägerstruktur auf“ 
(BMSGPK, Klassifikation der österreichischen Krankenanstalten (2024) 10), fallen aber allesamt un-
ter den Begriff der juristischen Person des § 2. 
44 Gruppenpraxen können als offene Gesellschaft oder Gesellschaft mit beschränkter Haftung ge-
führt werden (§ 52a Bundesgesetz über die Ausübung des ärztlichen Berufes und die Standesvertre-
tung der Ärzte (Ärztegesetz 1998 – ÄrzteG 1998), BGBl. I 1998/169 i. d. F. BGBl. I 2023/195). 
45 Primärversorgungseinheiten können als Gruppenpraxis oder selbstständiges Ambulatorium ge-
führt werden (§ 2 Abs. 5 Z. 1 Bundesgesetz über die Primärversorgung in Primärversorgungseinhei-
ten (Primärversorgungsgesetz – PrimVG), BGBl. I 2017/131 i. d. F. BGBl. I 2023/191). Zusätzlich 
können Primärversorgungsnetzwerke auch als Verein oder Genossenschaft geführt werden (§ 2 
Abs. 5 Z. 2 PrimVG). 
46 Hospize sind Einrichtungen, die auf eine Betreuung von Palliativpatient*innen spezialisiert sind 
(vgl. § 2 Z. 11 Bundesgesetz über die Einrichtung eines Hospiz- und Palliativfonds und über die Ge-
währung von Zweckzuschüssen an die Länder zur finanziellen Unterstützung der Hospiz- und Palli-
ativversorgung ab dem Jahr 2022 (Hospiz- und Palliativfondsgesetz – HosPalFG), BGBl. I 2022/29) 
und deren Träger unterschiedlich organisiert sein können (z. B. als Verein oder GmbH). 
47 Bundesgesetz, mit dem Bestimmungen über die Betreuung von Personen in privaten Haushalten 
erlassen werden (Hausbetreuungsgesetz – HBeG), BGBl. I 2007/33 i. d. F. BGBl. I 2008/57. 
48 Stöger (Fn. 28) 9 begründet dies mit einem verfassungsrechtlichen Größenschluss. 
49 Vgl. § 1 Abs. 1, § 5 Abs. 1, § 6 Abs. 2, § 7 Abs. 1, § 8 Abs. 3 Z. 1. 
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Benachteiligungsverbot bedeutet für die sterbewillige Person insbesondere, dass sie 
wegen ihrer Entscheidungen im Zusammenhang mit den ihr im StVfG verbrieften 
Rechte nicht benachteiligt werden darf.50 Den praktischen Konsequenzen hieraus 
wird weiter unten nachgegangen. 

III. Rechtsethische Einordnung 

Auf Basis des positivrechtlichen Befundes zu § 2 kann nun eine rechtsethische Ein-
ordnung vorgenommen werden. Eine solche ist hilfreich, um die Intention der Re-
gelung zu verstehen und einen dementsprechenden Umgang mit ihr zu begründen. 

1. Grundlagen 

a) Gewissen 

Das Gewissen ist ein Begriff mit langer und vielschichtiger Tradition, die in Philo-
sophie, Theologie, Rechtswissenschaften und anderen Disziplinen reflektiert wird.51 
Eine bis heute im rechtsethischen Diskurs regelmäßig angeführte Definition des 
Gewissens lieferte 1960 das BVerfG: 

„Gewissen“ […] ist als ein (wie immer begründbares, jedenfalls aber) real erfahrbares 
seelisches Phänomen zu verstehen, dessen Forderungen, Mahnungen und Warnungen für 
den Menschen unmittelbar evidente Gebote unbedingten Sollens sind.52 

Die durch das Gewissen getroffene Entscheidung wird definiert als: 

[…] jede ernste sittliche, d. h. an den Kategorien von "Gut" und ‚.Böse" orientierte Ent-
scheidung anzusehen, die der Einzelne in einer bestimmten Lage als für sich bindend und 
unbedingt verpflichtend innerlich erfährt, so daß er gegen sie nicht ohne ernste Gewissensnot 
handeln könnte.53  

Die hier angeführte „Gewissensnot“ verweist auf die integritätssichernde Funktion 
des Gewissens. Ein Handeln gegen das Gewissen würde die moralische Integrität 
und Identität der Person gefährden. Diese ist aber nötig, um als autonomes Subjekt 
wahrgenommen zu werden. Worin die integrierenden Gewissensentscheidungen in-
haltlich bestehen, muss in der pluralistischen Gesellschaft vom Staat weitgehend 

                                                      
50 Vgl. ErläutRV 1177 BlgNR 27. GP 8, wonach die sterbewillige Person einen Anspruch auf Unter-
lassung von Maßnahmen hat, „die im Ergebnis ihr Recht auf Beendigung ihres Lebens beschnei-
den“. 
51 Siehe dazu etwa den II. Teil von Bormann & Wetzstein (Fn. 5). 
52 BVerfGE 12, 45 (hier: 54). 
53 BVerfGE 12, 45 (hier: 55). 
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offengelassen werden. Damit kann „[a]lles Verhalten, sofern es die Integrität und 
Identität der Persönlichkeit kritisch betrifft, […] gewissensrelevant werden.“54 

Gewissenskonflikte treten auf, wenn die „Gewissensnorm“ mit einer „Gemein-
schaftsnorm“ kollidiert, sodass die handelnde Person nicht beiden gerecht werden 
kann.55 Der Umgang der Rechtsgemeinschaft mit Gewissenskonflikten Einzelner 
offenbart eine Dialektik von Nichteinholbarkeit des Gewissens durch das Recht 
einerseits und notwendiger geschichtlich-institutioneller, rechtlicher Vermittlung 
des Gewissens andererseits,56 die folgendermaßen charakterisiert werden kann: 

Die Achtung des Gewissens durch den Staat, die Anerkennung seiner Unverletzlichkeit, 
der Verzicht, im Konfliktsfall das Gewissen zu ‚kränken‘, ein sacrificium conscientiae zu 
verlangen, bedeutet so nicht die Auflösung des Staates und seiner verbindlichen Entschei-
dungsgewalt, sondern eher deren Voraussetzung und Legitimation. Indem der Staat hier 
einerseits bis zur äußersten Grenze – scheinbarer Schwäche – geht, gewinnt er andererseits 
seine volle Wirkung und Überlegenheit.57 

b) Gewissensfreiheit 

Die Aufhebung der Dialektik von Gewissensnorm und Gemeinschaftsnorm ge-
winnt konkrete Konturen im positivierten Grundrecht auf Gewissensfreiheit.58 Es 
verpflichtet den Staat, entsprechende rechtliche Institutionen vorzusehen, um die 
Grundrechtsträger*innen in ihren „vielfältigen Rollenbeziehungen gegen Gewis-
senskrisen zu schützen“59 und dabei einen schonenden Ausgleich berechtigter In-
teressen zu erzielen. Das Grundrecht der Gewissensfreiheit kennt daher rechtliche 
Grenzen „in gewichtigen gegenläufigen Interessen, insbesondere in den rechtlich 
geschützten Positionen anderer Personen“60. 

                                                      
54 Böckenförde, Das Grundrecht auf Gewissensfreiheit, in: Ders., Staat, Gesellschaft, Freiheit, Frankfurt 
am Main: Suhrkamp (1976) 253 (hier: 275). 
55 Mock, Gewissen und Gewissensfreiheit: Zur Theorie der Normativität im demokratischen Verfas-
sungsstaat. Berlin: Duncker & Humblot (1983) 15. 
56 Luf, Gewissen und Recht: Erwägungen zu strukturellen Gemeinsamkeiten im staatlichen und im 
kirchlichen Recht, Österreichisches Archiv für Recht und Religion 1989, 18 (hier: 22). 
57 Böckenförde (Fn. 54) 268. 
58 Art. 14 Staatsgrundgesetz vom 21. Dezember 1867, über die allgemeinen Rechte der Staatsbürger 
für die im Reichsrathe vertretenen Königreiche und Länder (Staatsgrundgesetz 1867 – StGG 1867), 
RGBl. 1867/142 i. d. F. BGBl. 1988/684, Art. 63 Abs. 2 Staatsvertrag von Saint-Germain-en-Laye 
vom 10. September 1919 (Staatsvertrag von St. Germain – StV St Germain), StGBl. 1920/303 i. d. 
F. BGBl. III 2002/179, Art. 9 Konvention zum Schutze der Menschenrechte und Grundfreiheiten 
(Europäische Menschenrechtskonvention – EMRK), BGBl. 1958/210 i. d. F. BGBl. III 2023/171), 
Art. 10 Charta der Grundrechte der Europäischen Union (GRC), ABl. C 364/11. 
59 Luhmann, Die Gewissensfreiheit und das Gewissen, Archiv für öffentliches Recht 1965, 257 (hier: 
281). In diesem Sinn auch VfGH 16.5.1927, B392/26, VfSlg. 802. 
60 Kopetzki, Ärztliche Gewissensentscheidungen – ein Rechtfertigungsgrund?, in Resch (Hrsg.), Liber 
Amicorum Felix Wallner, Wien: Manz (2022) 85 (hier: 94). 
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Die bloße Berufung auf die Gewissensfreiheit reicht aber nicht aus, um Gewis-
sensentscheidungen allgemeingültig rechtlich zu legitimieren und jeden Gewissens-
konflikt aufzulösen, denn die Gewissensfreiheit „will nicht das Gewissen zur obers-
ten Rechtsnorm erklären und alles Verhalten bis zum Rechtsbruch daran legitimie-
ren.“61 Eine allgemeingültige Lösung von Gewissenskonflikten erfordert eine Kon-
kretisierung der Gewissensfreiheit in einer spezifischen Gewissensklausel. 

c) Gewissensklausel 

Gewissensklauseln62 sind ein rechtliches Instrument, um Gewissenskonflikte zu 
vermeiden oder abzuschwächen. Sie antizipieren einen Sachverhalt, bei dem der 
Gesetzgeber das Auftreten solcher Konflikte aufgrund eines in der Gesellschaft 
vorhandenen moralischen Pluralismus annehmen muss. Die Gewissensklausel lässt 
eine Rechtspflicht entfallen oder mildert sie ab. Sie muss explizit63 oder zumindest 
implizit64 positivrechtlich statuiert sein, da sich in der österreichischen Rechtsord-
nung keine generelle Berücksichtigungsklausel für Gewissensentscheidungen fin-
det.65 

Eine Gewissensklausel stellt denjenigen, der sich auf sie beruft, nicht von allen 
staatsbürgerlichen Pflichten frei.66 Überdies können mit der rechtlich verbürgten 
Freiheit, eine Handlung gewissensbedingt abzulehnen, Pflichten verbunden sein, 
z. B. die Person, welche die Handlung nachfragt, vorab transparent über die eigene 
Position in Kenntnis zu setzen, allgemein über ihre Optionen zu informieren67 und 
sie an eine Stelle zu verweisen, die für ihre Anliegen offen ist.68 

                                                      
61 Luhmann (Fn. 59) 281. 
62 Vgl. zur rechtsethischen Bedeutung des Gewissensbegriffs Walter in Dörr/Grote/Marauhn (Hrsg.), 
EMRK/GG: Konkordanzkommentar, 3. Aufl., Tübingen: Mohr-Siebeck (2022) Kap. 17 Rz. 22; 
Grabenwarter/Pabel, Europäische Menschenrechtskonvention, 7. Aufl., München: Beck (2021) § 22 
Rz. 115; Berka/Binder/Kneihs, Die Grundrechte: Grund- und Menschenrechte in Österreich, 2. Aufl., 
Wien: Verlag Österreich (2019) 411; Luhmann (Fn. 59) 264. 
63 Wie z. B. in § 2 (Suizidhilfe), § 97 Abs. 2 und 3 StGB und § 6 Abs. 2 KAKuG (Schwangerschafts-
abbruch), § 6 FMedG (medizinisch-assistierte Fortpflanzung). 
64 Etwa als „Zumutbarkeitsklausel“, vgl. § 95 Abs. 2 StGB, wonach eine Hilfeleistung insbesondere 
dann nicht zuzumuten ist, „wenn sie nur unter Gefahr für Leib und Leben oder unter Verletzung 
anderer ins Gewicht fallender Interessen möglich wäre“. 
65 Kopetzki (Fn. 60) 91. 
66 Bethge, Gewissensfreiheit, in Isensee/Kirchhof (Hrsg.), Handbuch des Staatsrechts der Bundesrepublik 
Deutschland, Bd. VII, 3. Aufl., Heidelberg: Müller (2009) § 158 Rz. 56. 
67 In diesem Sinn führen die ErläutRV 1177 BlgNR 27. GP 16 zu § 12 Abs. 2 aus, dass die Aufklä-
rung über die rechtlichen Möglichkeiten das Ziel verfolgt, das Gespräch mit einer sterbewilligen Per-
son zu enttabuisieren. Dies kann, so wäre weiterzudenken, als vertrauensbildende Maßnahmen auch 
suizidpräventiv wirken. 
68 J. Wallner, Gewissensfreiheit in der Apotheke, Ethik in der Medizin 2010, 117 (hier 125 f.). 

 

 



Korporative „Gewissensfreiheit“ von Gesundheitseinrichtungen 43 

Die Pflicht des Staates, die gleiche Gewissensfreiheit aller zu schützen und Ge-
wissenskonflikte zu minimieren bzw. schonend auszugleichen69, führt zur Frage, 
inwieweit er für den Fall eines Gewissenskonflikts auf Verhaltensalternativen der 
Betroffenen Bedacht nehmen muss.70 Zum einen muss der Staat ermöglichen, dass 
die gewissensbedingte Ablehnung einer Person durch das Tun einer anderen Per-
son, unter Umständen staatlicher Organe selbst, ersetzt werden kann. 

Die Ersetzungsbefugnis, die unter Umständen sogar eine Ersetzungspflicht darstellt, 
macht die Gewissensentscheidung und die damit verbundene Entpflichtung für den Staat 
leichter erträglich, weil sie den von der Rechtsordnung letztlich geforderten Enderfolg […] 
sicherstellt.71 

Der Einwand der gewissensbedingt ablehnenden Person, eine solche Ersetzung 
verletze ebenfalls ihre moralische Integrität, da ein aus ihrer Perspektive moralisches 
Übel ermöglicht werde, verfängt nicht, da die Gewissensentscheidung nur das 
höchstpersönliche Handeln umfasst, nicht das fremdverantwortliche. Die Gewis-
sensfreiheit ist im rechtsethischen Sinn daher eine klassische „Freiheit von“ (staat-
lichem Zwang, etwas gegen das eigene Gewissen tun zu müssen) und keine „Frei-
heit zu“ (einer Handlung, welche die moralische Integrität anderer verletzt).72 

Zusammenfassend ist eine Gewissensklausel somit ein Instrument, um das in 
einem liberalen Rechtsstaat hohe Gut der Gewissensfreiheit in Fragen, in denen es 
in einer pluralistischen Gesellschaft vernünftige Meinungsverschiedenheiten73 ge-
ben kann, zu schützen. Sie entpflichtet jedoch nicht pauschal vom Recht, sondern 
unterliegt selbst wiederum rechtlichen Kriterien, die einen schonenden Ausgleich 
der gleichen Gewissensfreiheit aller Rechtsunterworfenen ermöglichen sollen.74 

2. Gewissensklausel des StVfG 

Die Regelung von § 2 lässt sich in den Kontext der rechtsethischen Überlegungen 
zu Gewissensklauseln im Allgemeinen einordnen. Dies fängt schon damit an, dass 
die Suizidhilfe seit Jahrzehnten international ein notorisch umstrittenes Themenfeld 

                                                      
69 Berka/Binder/Kneihs, Die Grundrechte: Grund- und Menschenrechte in Österreich, 2. Aufl., Wien: 
Verlag Österreich (2019) 413. 
70 Bethge (Fn. 66) § 158 Rz. 54. 
71 Bethge (Fn. 66) § 158 Rz. 55. 
72 Diese Differenzierung wird mitunter dort aufgelöst, wo pauschalierend von einer „Gewissenstat“ 
gesprochen wird und damit Tun und Unterlassen gleichgestellt wird. Eine solche Beurteilung mag in 
moralphilosophischer Hinsicht diskutabel sein, in rechtsphilosophischer Hinsicht ist sie jedoch nicht 
mit dem Konzept der staatlich gewährleisteten Gewissensfreiheit gleichzusetzen. 
73 Rawls, Politischer Liberalismus, Frankfurt am Main: Suhrkamp (1998) 2. Vorlesung § 2.2. 
74 Handlungsurteile, die sich auf einen „Gewissensabsolutismus“ (Wicclair (Fn. 1) 34) stützen, müss-
ten hingegen als unvernünftige Meinungsverschiedenheiten rechtlich nicht toleriert werden. 
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des ethischen Fachdiskurses und öffentlicher Debatten ist, in dem es widerstrei-
tende, aus Perspektive des weltanschaulich neutralen Staats aber gleichwohl ver-
nünftige Argumente gibt. 

Der VfGH hält in seinem das StVfG auslösenden Erkenntnis fest, dass das 
Recht auf freie Selbstbestimmung nicht nur die Entscheidung und das Handeln des 
Suizidwilligen selbst erfasse, „sondern auch das Recht des Suizidwilligen auf Inan-
spruchnahme der Hilfe eines (dazu bereiten) Dritten“75, wodurch die Freiwilligkeit 
der Mitwirkung bereits vorgezeichnet wurde. 

Im „Dialogforum“, welches das Bundesministerium für Justiz (BMJ) für die Ge-
setzwerdung einberief, bestand dahingehend Einigkeit der Beteiligten, dass die Mit-
wirkung am Suizid freiwillig erfolgen müsse.76 Der Ministerialentwurf (ME)77 des 
Gesetzes formulierte daraufhin eine Regelung, die weitgehend jener des nun gelten-
den StVfG entspricht. Die Erläuterungen zum Ministerialentwurf (ErläutME) füh-
ren aus, dass auch Einrichtungen nicht dazu verpflichtet werden können, eine Hil-
feleistung zum Suizid bereitzustellen oder in ihren Leistungskatalog aufzunehmen.78 
In der Regierungsvorlage (RV)79 des Gesetzes wurde dies dadurch in den Gesetzes-
text übernommen, dass sich Freiwilligkeitsgebot und Benachteiligungsverbot auf 
natürliche und juristische Personen beziehen.80 Im Nationalrat wurde schließlich 
noch die Abgabe des Präparats als Beispiel für eine Hilfeleistung ergänzt.81 Tabelle 
1 bietet einen Vergleich der drei Entwicklungsschritte (durch Unterstreichung her-
vorgehoben) in der Formulierung der Gewissensklausel. 

Tabelle 1: Die Gewissensklausel des StVfG in den Fassungen des Ministerialent-
wurfs (ME), der Regierungsvorlage (RV) und des BGBl. 

ME, § 2 RV, § 2 BGBl., § 2 

(1) Niemand ist verpflichtet, 
eine Hilfeleistung (§ 3 Z 4) 
zu erbringen, eine ärztliche 
Aufklärung (§ 7) durchzu-
führen oder an der Errich-
tung einer Sterbeverfügung 
mitzuwirken. Ein darauf ge-
richtetes vertragliches Leis-
tungsversprechen kann nicht 

(1) Keine natürliche oder ju-
ristische Person ist verpflich-
tet, eine Hilfeleistung (§ 3 
Z 4) zu erbringen, eine ärztli-
che Aufklärung (§ 7) durch-
zuführen oder an der Errich-
tung einer Sterbeverfügung 
mitzuwirken. Ein darauf ge-

(1) Keine natürliche oder ju-
ristische Person ist verpflich-
tet, eine Hilfeleistung (§ 3 
Z 4), wie etwa die Abgabe 
des Präparats (§ 3 Z 9) durch 
eine Apothekerin bzw. einen 
Apotheker, zu erbringen, 
eine ärztliche Aufklärung 
(§ 7) durchzuführen oder an 

                                                      
75 VfGH 11.12.2020, G139/2019, VfSlg. 20433, Rz. 74 (Hervorhebung durch den Autor). 
76 BMJ, Schlussbericht des Dialogforums Sterbehilfe (2021) 25 ff., https://www.bmj.gv.at/ser-
vice/publikationen/Dialogforum-Sterbehilfe.html (abgerufen 5.4.2024). 
77 150/ME 27. GP, https://www.parlament.gv.at/gegenstand/XXVII/ME/150 (abgerufen 
5.4.2024). 
78 ErläutME 150/ME 27. GP, 8. 
79 1177 BlgNR 27. GP, https://www.parlament.gv.at/gegenstand/XXVII/I/1177 (abgerufen 
5.4.2024). 
80 1170 BlgNR 27. GP, Art. 1, § 2. 
81 AA-204 27. GP, https://www.parlament.gv.at/gegenstand/XXVII/AA/204 (abgerufen 5.4.2024). 

https://www.bmj.gv.at/service/publikationen/Dialogforum-Sterbehilfe.html
https://www.bmj.gv.at/service/publikationen/Dialogforum-Sterbehilfe.html
https://www.parlament.gv.at/gegenstand/XXVII/ME/150
https://www.parlament.gv.at/gegenstand/XXVII/I/1177
https://www.parlament.gv.at/gegenstand/XXVII/AA/204
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gerichtlich geltend gemacht 
werden. 
(2) Niemand darf wegen ei-
ner Hilfeleistung, einer ärztli-
chen Aufklärung oder der 
Mitwirkung an der Errich-
tung einer Sterbeverfügung 
oder der Weigerung, eine 
Hilfeleistung zu erbringen, 
eine ärztliche Aufklärung 
durchzuführen oder an der 
Errichtung einer Sterbever-
fügung mitzuwirken, in wel-
cher Art immer benachteiligt 
werden. 

richtetes vertragliches Leis-
tungsversprechen kann nicht 
gerichtlich geltend gemacht 
werden. 
(2) Keine natürliche oder ju-
ristische Person darf wegen 
einer Hilfeleistung, einer 
ärztlichen Aufklärung oder 
der Mitwirkung an der Er-
richtung einer Sterbeverfü-
gung oder der Weigerung, 
eine Hilfeleistung zu erbrin-
gen, eine ärztliche Aufklä-
rung durchzuführen oder an 
der Errichtung einer Sterbe-
verfügung mitzuwirken, in 
welcher Art immer benach-
teiligt werden. 

der Errichtung einer Sterbe-
verfügung mitzuwirken. Ein 
darauf gerichtetes vertragli-
ches Leistungsversprechen 
kann nicht gerichtlich gel-
tend gemacht werden. 
(2) Keine natürliche oder ju-
ristische Person darf wegen 
einer Hilfeleistung, einer 
ärztlichen Aufklärung oder 
der Mitwirkung an der Er-
richtung einer Sterbeverfü-
gung oder der Weigerung, 
eine Hilfeleistung zu erbrin-
gen, eine ärztliche Aufklä-
rung durchzuführen oder an 
der Errichtung einer Sterbe-
verfügung mitzuwirken, in 
welcher Art immer benach-
teiligt werden. 

 
Die Gewissensklausel des StVfG weist zwei Besonderheiten auf: Erstens erstreckt 
sie sich (im ME noch implizit, in der RV und im BGBl explizit) auf natürliche und 
juristische Personen.82 Dies macht sie zu einer „Gewissensklausel“ unter Anfüh-
rungszeichen, da der Gewissensbegriff und die Gewissensfreiheit nach ständiger 
Rechtsprechung und herrschender Lehre im Recht nur auf natürliche Personen an-
zuwenden ist.83 Zugleich greift § 2 damit aber eine Diskussion um ein „korporatives 
Gewissen“ auf, die seit längerer Zeit einen festen Platz in der Organisations- und 
Unternehmensethik hat.84 Diese Debatte geht von der Annahme aus, dass es sich 
bei Organisationen um moralische Akteure handelt. Als solche können sie auch ei-
ner moralischen Verantwortlichkeit unterliegen, die in Analogie zur natürlichen Per-
son über die Instanz des korporativen „Gewissens“ prozessiert wird. Dieses drückt 
sich in den institutionellen Strukturen der Organisation aus, welche nicht vollstän-
dig auf die Gewissensentscheidungen ihrer natürlichen Akteure zurückgeführt wer-
den können.85 Rechtlich aufgegriffen wird diese Diskussion u. a. im Gedanken der 

                                                      
82 Vgl. Kathrein in Dokalik (Fn. 15) § 2 Rz. 2. 
83 Vgl. VfGH 27.9.1993, B1122/92, VfSlg. 13513; Berka/Binder/Kneihs, Die Grundrechte: Grund- 
und Menschenrechte in Österreich, 2. Aufl., Wien: Verlag Österreich (2019) 119.  
84 Vgl. Goodpaster, Can a Corporation Have a Conscience? Harvard Business Review 1982, 132; List 
& Pettit, Group Agency: The Possibility, Design, and Status of Corporate Agents, New York, NY: 
Oxford University Press (2011); Tollefsen, Groups as Agents, Cambridge: Polity Press (2015). 
85 Vgl. French, The Corporation as a Moral Person, American Philosophical Quarterly 1979, 207. 
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Verbandsverantwortlichkeit.86 In der Medizinethik spielt die Annahme eines „kor-
porativen Gewissen“ vor allem für die Frage eine Rolle, ob und inwieweit Gesund-
heitseinrichtungen bestimmte Leistungen aus moralischen Gründen verweigern 
dürfen.87 

Da es sich bei § 2 aber ohnehin um eine gesetzliche Regel handelt, welche auf 
konkrete Freiwilligkeitsgebote und Benachteiligungsverbote abstellt, kann die 
Frage, ob es sich um eine im rechtsethischen Sinn korporative „Gewissensklausel“ 
handelt, offengelassen werden. Die Subsumtion von juristischen Personen unter § 2 
führt allerdings zu zwei praktisch relevanten Fragen: Welche Art von korporativen 
Handlungen sind hiervon erfasst, und wie ist das Verhältnis von individueller und 
korporativer „Gewissensfreiheit“ zu beurteilen? Beide Fragen stehen im Mittel-
punkt des letzten Abschnitts dieses Beitrags. 

Eine zweite Besonderheit der Regelung von § 2 ist darin zu sehen, dass nicht 
nur die Suizidhilfe im engeren Sinn, also die „Hilfeleistung“ im Sinne des § 3 Z. 4, 
erfasst wird, sondern auch die Durchführung der ärztlichen Aufklärung und die 
Mitwirkung an der Errichtung einer Sterbeverfügung, obwohl diese Handlungen 
gesetzlich keine Suizidhilfe darstellen (§ 3 Z. 4 letzter Halbsatz).88 Der Grund für 
die Aufnahme in § 2 könnte rechtsethisch darin gesehen werden, dass diese Hand-
lungen, obgleich rechtlich keine Suizidhilfe, von Betroffenen unter moralischen Ge-
sichtspunkten als vorbereitende, ermöglichende und  rechtlich nötige Mitwirkung 
an einer Handlung (Suizid), die mit dem eigenen Gewissen nicht vereinbart werden 
kann, beurteilt wird und dadurch eine Gewissensnot auslöst.89 Insofern entspricht 
die Freistellung der Durchführung einer ärztlichen Dokumentation und der Mitwir-
kung an der Errichtung einer Sterbeverfügung dem allgemeinen Grundsatz, Gewis-
sensnöte zu mindern. 

                                                      
86 Vgl. Gross/Kucharz, Organisationsverschulden in Krankenhäusern, Medizinrecht 2018, 143; Eufin-
ger, Handlungspflichten des Krankenhausträgers zur Wahrung des Patientenwohles, Medizinrecht 
2018, 218; Pilz, Zur strafrechtlichen Verantwortung von Krankenanstalten nach dem neuen Unter-
nehmensstrafrecht, Recht der Medizin 2006, 102; Steiner, Krankenhausmanagement und Verbands-
verantwortlichkeit, Recht der Medizin 2007, 180; Sautner, Grundlagen und Herausforderungen der 
strafrechtlichen Verantwortlichkeit juristischer Personen in Österreich, Österreichische Jurist:innen-
zeitung 2012, 546. 
87 Vgl. J. Wallner, Die „Gewissensentscheidung“ katholischer Gesundheitseinrichtungen angesichts 
eines allgemeinen Versorgungsauftrags, in Bormann/Wetzstein (Fn. 5) 653. 
88 Vgl. Dokalik in Dokalik (Fn. 15) § 3 Rz. 10. 
89 Vgl. Bormann, Ärztliche Mitwirkung an Suizidhandlungen nach dem StVfG, Imago Hominis 2022, 
75 (hier: 84 ff.). 
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IV. Praktische Konsequenzen 

Im Zuge der Implementierung des StVfG wurden mitunter Bedenken geäußert, 
wonach nicht nur die Verfahrensanforderungen für die legale Suizidhilfe prohibitiv 
hoch seien, sondern im Speziellen auch die Gewissensklausel die Suizidhilfe schwer 
zugänglich mache.90 Die vorliegenden Zahlen zeigen zwar, dass die Anforderungen 
des StVfG Suizidhilfe in der Praxis durchaus ermöglichen.91 Gleichwohl ist es – 
auch unter suizidpräventiven Gesichtspunkten – notwendig, den Umgang mit der 
Gewissensklausel rechtsethisch zu reflektieren, um sie nicht misszuverstehen. 

1. Für Beziehungen zwischen natürlichen Personen 

Der dauerhafte, freie und selbstbestimmte Entschluss zur Selbsttötung der sterbe-
willigen Person trifft auf Gewissensentscheidungen anderer Personen, die für die 
Umsetzung ihres Entschlusses rechtlich oder faktisch notwendig sind. Dazu zählen 
jedenfalls zwei Ärzt*innen (für die Aufklärung), eine dokumentierende Person (für 
die Sterbeverfügung) und eine Apotheker*in (für die Präparatabgabe). Allenfalls tre-
ten weitere Personen hinzu, die der sterbewilligen Person Hilfe leisten, z. B. jemand, 
der das Präparat stellvertretend abholt oder jemand, der bei der Durchführung der 
Selbsttötung hilft. 

Jede Interaktion muss im Sinne der Gewissensfreiheit freiwillig erfolgen und 
darf keine Nachteile für die Handelnden nach sich ziehen. Die Freiwilligkeit wird in 
Hinblick auf die in § 2 genannten Personen etwa dadurch deutlich, dass sich 
Ärzt*innen, dokumentierende Personen und Apotheker*innen selbstbestimmt für 
das entsprechende Leistungsangebot melden und dies z. B. über ihre Standesvertre-
tung oder öffentlich deklarieren. 

Der Gesetzgeber hat das Verfahren des StVfG mit der Intention entworfen, die 
Anzahl der Personen, die beim eigentlichen Sterbeprozess Hilfe leisten, so weit wie 
möglich einzuschränken.92 Damit sollen auch Gewissenskonflikte geringgehalten 
werden. Formal geschieht dies, indem nur die das Präparat abgebende und damit 

                                                      
90 Vgl. Österreichische Gesellschaft für ein Humanes Lebensende, ÖGHL stellt Individualantrag beim VfGH, 
https://www.oeghl.at/news/oeghl-stellt-individualantrag-beim-vfgh (abgerufen 5.4.2024). 
91 Laut einer parlamentarischen Anfragebeantwortung haben bis 1.2.2023 69 Personen ein erstes 
ärztliches Aufklärungsgespräch wahrgenommen, 136 Personen eine Sterbeverfügung errichtet und 
112 Personen das Präparat in einer Apotheke abgeholt; 13385/AB 27. GP, https://www.parla-
ment.gv.at/gegenstand/XXVII/AB/13385 (abgerufen 5.4.2024). Per 1.6.2023 wurden 198 Sterbe-
verfügungen errichtet und 160 Präparate abgegeben; BMSGPK, Gz 2023-0.486.862, https://www.ae-
kooe.at/index.php?eID=dumpFile&t=f&f=12445&to
ken=0cc263bb994b88e64a830c8305db2ccadd55c25d (abgerufen 5.4.2024). Auf die Problematik, 
dass das StVfG kein umfassendes statistisches Berichtswesen vorsieht, sei hier nur am Rande hinge-
wiesen. 
92 ErläutRV 1177 BlgNR 27. GP 5. 
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Suizidhilfe im Sinne des § 3 Z. 4 leistende Apotheker*in im Verfahren zwingend 
vorgesehen ist und für sie § 2 gilt. 

Der Gesetzgeber sieht den „Hauptanwendungsfall“93 darin, dass die sterbewil-
lige Person ihren Suizid ohne weitere Hilfe leistende Personen durchführt. Demge-
genüber wird es in der Praxis regelmäßig Fälle geben, in denen Personen vor der 
Anfrage der sterbewilligen Person und damit der Gewissensfrage stehen, ob und in 
welcher Weise sie im Zuge der Durchführung des Suizids (auch im rechtlichen Sinn) 
Hilfe leisten können. Diese Personengruppe scheint vom StVfG insgesamt zu we-
nig berücksichtigt worden zu sein, obwohl sie nicht nur moralisch, sondern auch 
strafrechtlich die schwerwiegendsten Entscheidungen zu treffen hat.94 Dies kann zu 
einer viel massiveren Gewissensnot als bei aufklärenden, dokumentierenden und 
abgebenden Personen führen. Die bei der Durchführung der Selbsttötung Helfen-
den sind zwar von der Gewissensklausel erfasst, § 2 wird bei Gewissensnöten aber 
nur teilweise Abhilfe schaffen. Er ermöglicht die selbstbestimmte Zustimmung o-
der Ablehnung, kann jedoch moralischen Stress95 und Rechenschaftspflichten (z. 
B. im Umgang mit Komplikationen) nicht auflösen. 

2. Für Beziehungen zwischen natürlichen und juristischen Personen 

Ärztlich aufklärende, die Sterbeverfügung dokumentierende, das Präparat abge-
bende und gegebenenfalls bei der Durchführung des Suizids helfende Personen sind 
regelmäßig in institutionellen Zusammenhängen tätig. Dieser Umstand erhöht die 
Komplexität der Problemstellungen.96 

Der Gesetzgeber verfolgt zwar die Intention, eine „Institutionalisierung der Su-
izidassistenz in Form von staatlichen Einrichtungen oder ‚Suizidstationen‘“ ebenso 
zu vermeiden wie die „Überwälzung dieser Aufgaben ausschließlich an die Ärzte-
schaft“ oder die „Einrichtung eines Berufsbildes von professionellen Suizidassis-
tentinnen und Suizidassistenten oder einer Suizidorganisation.“97 Dies verhindert 
aber nicht, dass Entscheidungen der Suizidhilfe vielfach im institutionellen Kontext 

                                                      
93 ErläutRV 1177 BlgNR 27. GP 5. 
94 Insbesondere aufgrund der strafrechtlich relevanten Abgrenzung von Suizidhilfe und Fremdtö-
tung, die auch durch Unterlassen einer Garantenpflicht zur Erfolgsabwehr relevant wird (z. B., wenn 
der sterbewilligen Person die für einen Suizid nötige Entscheidungsfähigkeit fehlt); vgl. Birklbauer, 
Ärztliche Unterstützung beim Suizid, in Resch (Hrsg.), Liber Amicorum Felix Wallner, Wien: Manz 
(2022) 11 (hier: 24, 26); Birklbauer, Die Neuregelung des assistierten Suizids, in Dietrich/Kert/Tipold 
(Hrsg.), Festschrift für Wolfgang Brandstetter, Wien: Jan Sramek Verlag (2022) 85 (hier: 93). 
95 Vgl. Gamondi/Pott/Preston/Payne, Family caregivers’ reflections on experiences of assisted suicide in 
Switzerland, Journal of Pain and Symptom Management 2018, 1085. 
96 Vgl. Luhmann (Fn. 59) 272. 
97 ErläutRV 1177 BlgNR 27. GP 5. 
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erfolgen98 (dürfen99). Vor diesem Hintergrund werden im Folgenden einige typische 
Situationen beschrieben, die organisationales Verantwortungsbewusstsein erfor-
dern. 

a) Allseitige Zustimmung 

Im ersten Fall möchte die sterbewillige Person die einzelnen Schritte gemäß StVfG 
durchführen. Die dafür notwendigen natürlichen Personen (Ärzt*in, Notar*in, 
Apotheker*in) entscheiden sich freiwillig, ihre Handlungen gemäß StVfG vorzu-
nehmen.100 Die juristischen Personen, in deren Organisationen die natürlichen Per-
sonen tätig sind (z. B. Gruppenpraxis, Notariat, Apotheke) haben sich freiwillig ent-
schieden, die Leistungen institutionell (d. h. im Namen der juristischen Person) an-
zubieten101 oder haben dazu keinen institutionellen Entschluss gefasst.102 Die Kon-
sequenz ist, dass es zu einem Zusammenwirken der Beteiligten im Sinne des § 2 
kommt. Innerhalb juristischer Personen, die keinen institutionellen Entschluss ge-
fasst haben, können aber unklare Verantwortlichkeiten eher zu (z. B. haftungsrecht-
lichen103) Komplikationen führen als bei juristischen Personen, die dies schon getan 
haben. 

b) Persönliche Ablehnung 

Im zweiten Fall möchte die sterbewillige Person die einzelnen Schritte gemäß 
StVfG durchführen. Die juristischen Personen, mit denen sie hierfür in Kontakt 
tritt, haben sich freiwillig entschieden, die Leistungen institutionell anzubieten. Jede 
in Frage kommende natürliche Person innerhalb der kontaktierten Organisation 
entscheidet sich aber gewissensbestimmt, eine Handlung gemäß StVfG abzulehnen. 
Die Konsequenz ist, dass es unmittelbar zu keinem Zusammenwirken der Beteilig-
ten kommt, da jede natürliche Person nach § 2 das Recht auf Ablehnung hat. Die 
juristische Person, welche die Leistung institutionell anbieten möchte, darf die ab-
lehnenden Mitarbeiter*innen deshalb nicht benachteiligen.104 Wenn sie die Leistung 

                                                      
98 Vgl. May, Sterbebegleitung und Assistierter Suizid, Journal für Medizin- und Gesundheitsrecht 
2021, 187 (hier: 190). 
99 Bernat, Strafbarkeit der Mitwirkung am freiverantwortlich begangenen Suizid? Kriminalpolitische 
Zeitschrift 2022, 466 (hier: 472); Huber, Ausgewählte Aspekte der Suizidassistenz unter besonderer 
Berücksichtigung von Krankenanstalten sowie Alten- und Pflegeheimen, in Garber (Hrsg.), Fest-
schrift Matthias Neumayr, Wien: Manz (2023) 2233 (hier: 2243). 
100 Dabei können sich die handelnden Personen  jedoch nicht auf § 2 berufen, wenn sie ihre Hand-
lungen von zusätzlichen Bedingungen abhängig machen, die nicht vom StVfG erforderlich sind (z. 
B. der Entscheidung einer „Ethikkommission“); vgl. Kathrein in Dokalik (Fn. 15) § 2 Rz. 8. 
101 In diesem Sinn können sich im Rahmen des StVfG auch dezidierte „Suizidhilfeorganisationen“ 
bilden; vgl. Ganner, Neues Sterbeverfügungsgesetz, Österreichische Zeitschrift für Pflegerecht 2021, 
180 (hier: 184). 
102 Unter „institutioneller Entschluss“ wird die dem Organisationsrecht der jeweiligen juristischen 
Person konforme Beschlussfassung ihrer organschaftlichen Vertreter*innen verstanden. 
103 Walkner, Die zivilrechtliche Haftung des Suizidassistenten, Wien: Manz (2024) 101 ff. 
104 Vgl. Kathrein in Dokalik (Fn. 15) § 2 Rz. 3. 
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als Organisation faktisch erbringen möchte, muss sie sich um natürliche Personen 
bemühen, welche die Leistung freiwillig zu erbringen bereit sind (z. B. durch gezielte 
Personalsuche oder Kooperationsverträge mit Dritten). 

c) Institutionelle Ablehnung 

Im dritten Fall möchte die sterbewillige Person die einzelnen Schritte gemäß StVfG 
durchführen. Die juristischen Personen, mit denen sie hierfür in Kontakt tritt, ha-
ben sich entschieden, die Leistungen nicht institutionell anzubieten. In dieser Situ-
ation stellt sich die Frage, was vom Recht der juristischen Person, eine Mitwirkung 
am Suizid abzulehnen, umfasst sein kann, und wo es Grenzen findet. In Literatur 
und Praxis gibt es hierzu teils widerstreitende Auffassungen, gerichtliche Entschei-
dungen fehlen bislang. Die folgenden Überlegungen verstehen sich als Beitrag zu 
dieser Debatte. 

1. Wenn es um die Beziehung der Organisation zur sterbewilligen Person geht, so be-
steht Einigkeit, dass eine Organisation ärztliche Aufklärung, Mitwirkung an der Er-
richtung von Sterbeverfügungen, Abgabe von Präparaten und andere Hilfeleistun-
gen zum Suizid nicht in ihr institutionelles Leistungsangebot aufnehmen muss.105 
Eine institutionelle Ablehnung bedeutet, dass solche Leistungen nicht im Namen 
der juristischen Person erbracht und keine organisationalen Ressourcen für diese 
Zwecke zur Verfügung gestellt werden dürfen.106 

Widersprüchlicher wird hingegen die Frage diskutiert, ob die ablehnende juris-
tische Person es dulden muss, wenn eine sterbewillige Person ihre Rechte gemäß 
StVfG in einer Einrichtung der juristischen Person ausüben möchte, bzw. inwieweit 
die von § 2 umfasste institutionelle Freiheit es erlaubt, die sterbewillige Person da-
ran zu hindern.107 

Bereits im „Dialogforum“ des BMJ deklarierten einige Teilnehmende den 
Wunsch, dass es im Sinne der Gewissensfreiheit keine Verpflichtung zur Duldung 
des assistierten Suizids im eigenen Wirkungskreis (z. B. einer Gesundheits- oder So-
zialeinrichtung) geben dürfe, wohingegen andere eine Nichtduldung als grund-
rechtswidrig beurteilten.108 Im Anschluss an die RV bzw. das StVfG setzte sich die 
Kontroverse fort. Während May dahingehend unterscheidet, ob die Einrichtung 
(hier: Krankenanstalt) in öffentlicher Trägerschaft (zur Duldung verpflichtet) oder 
in privater Trägerschaft (nicht zur Duldung verpflichtet) steht,109 sehen es 

                                                      
105 ErläutRV 1177 BlgNR 27. GP 8; Kathrein in Dokalik (Fn. 15) § 2 Rz. 6; Ganner (Fn. 101) 183; Stö-
ger (Fn. 28) 8; Neumayr/Resch in Neumayr/Resch/Wallner (Hrsg.) Gmundner Kommentar zum Medi-
zinrecht, 2. Aufl., Wien: Manz (2022) § 2 StVfG Rz. 2; Huber (Fn. 99) 2245 f. 
106 Dazu zählen insbesondere Personal, Material oder Infrastruktur (Räumlichkeiten, Informations-
technologie- oder Logistiksysteme). 
107 Vgl. Kathrein in Dokalik (Fn. 15) § 2 Rz. 7. 
108 BMJ (Fn. 76) 27 f. 
109 May (Fn. 98) 191. 
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Neumayr/Resch von § 2 Abs. 1 gedeckt, wenn Einrichtungen (hier: Pflegeheime) jeg-
licher Trägerschaft mit ihren Bewohner*innen „vereinbaren“, dass diese auf Hand-
lungen im Sinne des StVfG verzichten.110 Leider fallen die Begründungen für diese 
Ansichten spärlich aus. Ganner argumentiert hingegen unter Hinweis auf die Erläu-
terungen zur Regierungsvorlage (ErläutRV) und das Heimvertragsrecht, dass Ein-
richtungen es nicht untersagen oder verhindern können, wenn Bewohner*innen ei-
genständig (d. h. ohne Zutun der Einrichtung) Handlungen im Sinne des StVfG 
vornehmen.111 Ein vertragliches Abbedingen wäre nach Ganner gesetzes- und sit-
tenwidrig.112 Stöger sieht auch private Träger aufgrund einer mittelbaren Drittwir-
kung der Grundrechte in Hinblick auf die Sittenwidrigkeitsklausel in einer Dul-
dungspflicht.113 Kathrein geht ebenso von einer Duldungspflicht aus.114 In dieselbe 
Richtung argumentiert Huber, und zwar auch speziell unter Berücksichtigung der 
grundrechtlichen Position von Kirchen und Religionsgesellschaften.115 Jene, die 
eine Duldungspflicht annehmen, verweisen dabei regelmäßig auf das vom VfGH in 
seinem Erkenntnis zur Suizidhilfe begründungszentrale Recht zur freien Selbstbe-
stimmung,116 welches in die Waagschale zur Abwägung mit anderen grundrechtli-
chen Interessen geworfen wurde. Praktisch relevant wurde die Frage, als die Volks-
anwaltschaft bei der Überprüfung von Pflegeheimen Fälle fand, in denen die Träger 
eine Suizidhilfe nicht dulden wollten.117 Vor diesem Hintergrund sollten folgende 
Aspekte bedacht werden. 

Personen, die in einer Sorgebeziehung zu einer Gesundheits- oder Sozialeinrich-
tung stehen, werden in ihren bürgerlichen Rechten118 mehrfach gesetzlich abgesi-
chert. Dazu zählen Patient*innenrechte,119 wie z. B. auf Information über die ihnen 
zustehenden Rechte und auf Einsicht in die Krankengeschichte, auf Besuchs- und 
Kontaktmöglichkeiten, auf eine Wahrung der Intimsphäre oder auf ein würdevolles 

                                                      
110 Neumayr/Resch in Neumayr/Resch/Wallner (Fn. 105) § 2 StVfG Rz. 3. 
111 Ganner (Fn. 99) 183. 
112 Ebd.; vgl. Ganner in Fenyves/Kerschner/Vonkilch (Hrsg.), Großkommentar zum ABGB: Klang-
Kommentar, 3. Aufl., Wien: Verlag Österreich (2006) § 28 KSchG Rz. 8. 
113 Stöger (Fn. 28) 9. 
114 Kathrein in Dokalik (Fn. 15) § 2 Rz. 3, 7. 
115 Huber (Fn. 99) 2244. 
116 VfGH 11. 12. 2020, G139/2019, VfSlg. 20433, Rz. 73. 
117 Winter, Stirb später, profil 5/2024, 22; Menschenrechtsbeirat der Volksanwaltschaft, Stellungnahme des 
Menschenrechtsbeirats zur Reichweite der Freiwilligkeit, möglichen Duldungsverpflichtungen von 
Alten- und Pflegeheimbetreibern sowie erforderlichen Begleitmaßnahmen zum Thema „Assistierter 
Suizid“ (StVfG), 2023, https://volksanwaltschaft.gv.at/downloads/e1r6/Stellungnahme_MRB_As-
sistierter_Suizid_bf_14.02.2024.02 (abgerufen 5.4.2024). 
118 § 16 ABGB, Kathrein in Dokalik (Fn. 15) § 2 Rz. 4. 
119 Memmer in Aigner/Kletečka/Kletečka-Pulker/Memmer (Hrsg.), Handbuch Medizinrecht, Wien: Manz 
(2023) I.2.1.2.2 und I.2.2. 
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Sterben.120 Für Langzeitsorgeeinrichtungen gelten Bewohner*innenrechte,121 wie 
z. B. auf freie Entfaltung der Persönlichkeit, Selbstbestimmung und Achtung der 
Privat- und Intimsphäre, auf Verkehr mit der Außenwelt, Besuch durch Angehörige 
und Bekannte oder auf freie Arztwahl.122 Da weder die Patient*innen- und Bewoh-
ner*innenrechte noch das StVfG einschlägige Ausnahmetatbestände oder Be-
schränkungen vorsehen, muss davon ausgegangen werden, dass Patient*innen und 
Bewohner*innen ihre allgemeinen Rechte grundsätzlich auch ausüben dürfen, um 
selbstständig und eigenverantwortlich Handlungen im Sinne des StVfG auszufüh-
ren.123 

Die eine Suizidhilfe ablehnende Einrichtung kann allerdings dort einschreiten, 
wo Patient*innen oder Bewohner*innen Ressourcen der Einrichtung (z. B. Medi-
zinprodukte) zu einer Suizidhilfe verwenden, den der Einrichtung zurechenbaren 
öffentlichen Raum (z. B. Veranstaltungssäle, Foyer124) im Zusammenhang mit Sui-
zidhilfe nutzen oder die berechtigten Interessen anderer Patient*innen und Bewoh-
ner*innen durch Handlungen im Sinne des StVfG beeinträchtigt werden (z. B. bei 
Missachtung allgemeiner Besuchszeiten, Störung oder Verängstigung Dritter125). 
Das Nichtduldenmüssen solcher Handlungen begründet sich aus dem Hausrecht.126 
Die Einrichtung muss sogar aufgrund ihrer Garantenstellung (gegenüber Pati-
ent*innen, Bewohner*innen) und Fürsorgepflicht (gegenüber Mitarbeiter*innen) 
dort einschreiten, wo eine Fremd- oder gegebenenfalls Selbstgefährdung127 vorliegt. 

Somit hat die sterbewillige Person zwar keinen Anspruch auf die institutionelle 
Leistungserbringung im Sinne ihres Suizidwunsches, wohl aber einen Anspruch auf 

                                                      
120 § 5a Abs. 1 Z. 1, 4, 7 und 9 KAKuG. 
121 Ganner in Aigner/Kletečka/Kletečka-Pulker/Memmer (Fn. 119) IV.4.9; z. B. § 4 Wiener Wohn- und 
Pflegeheimgesetz (WWPG), LGBl. 2005/15 i. d. F. LGBl. 2020/30. 
122 § 27d Abs. 3 Z. 1, 4 und 6 Bundesgesetz vom 8. März 1979, mit dem Bestimmungen zum Schutz 
der Verbraucher getroffen werden (Konsumentenschutzgesetz – KSchG), BGBl. 1979/140 i. d. F. 
BGBl. I 2022/109. 
123 Beispielsweise Besuch einer aufklärenden Ärzt*in, einer die Sterbeverfügung dokumentierenden 
Person oder einer bei der Durchführung des Suizids helfenden Person zu empfangen; die Abschrift 
der Krankengeschichte zu erhalten, um damit eine ärztliche Aufklärung nach § 7 in Anspruch zu 
nehmen; das legal besorgte tödliche Präparat als Privateigentum eigenverantwortliche in der Pri-
vatsphäre aufzubewahren (vgl. § 11 Abs. 4). 
124 So wird eine Organisation aufgrund ihres Hausrechts auch nicht dulden müssen, dass Dritte in 
ihren öffentlich zugänglichen Räumen Informationsmaterial zur Suizidhilfe auflegen oder diese 
Räume zu entsprechenden Informationsveranstaltungen nutzen. 
125 In diesem Sinn sieht Huber, (Fn. 99) 2244 f., auch ein Nichtduldenmüssen gerechtfertigt, wo eine 
sterbewillige Bewohner*in ihre Selbsttötung „coram publico und demonstrativ“ vorbereiten und 
vollziehen würde. 
126 Art. 9 StGG 1867. 
127 Vgl. § 21 Abs. 1 ABGB. 
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„Unterlassung von Maßnahmen, die im Ergebnis ihr Recht auf Beendigung ihres Le-
bens beschneiden.“128 Eine Berufung der Organisation auf § 2 Abs. 1 verfängt hier 
nicht, da die Duldung einer Suizidhilfe keine Mitwirkung und damit nicht von der 
Gewissensklausel erfasst ist.129 Ebenso wären Benachteiligungen der sterbewilligen 
Person, weil sie ihre Rechte im Sinne des StVfG ausübt, nicht legitimiert. 

Über die rechtlichen Aspekte hinaus sollten bei der Diskussion um Duldungs-
pflichten auch ethische und praktische Überlegungen bedacht werden. Das betrifft 
zum einen die Frage, welche Handlungen mit einem Nichtdulden verbunden wären. 
Rechtliche Maßnahmen (z. B. Kündigung des Behandlungs- oder Heimvertrags) 
kennen, wenn überhaupt erlaubt, enge Grenzen (z. B. Aufnahmepflichten130 und 
Entlassungsbedingungen131 in Krankenanstalten, Kündigungsschutz bei Heimver-
trägen132, fachliche133 und sozialrechtliche134 Regelungen für die Aufnahme in einem 
stationären Hospiz). Vor diesem Hintergrund könnte die Ankündigung rechtlicher 
Sanktionen, wenngleich nicht durchsetzbar, institutionelle Machtasymmetrien aus-
nützen, sodass Patient*innen und Bewohner*innen auf ihre Rechte verzichten. 
Praktische Nichtduldungshandlungen wie Zugangskontrollen zur Motiverfor-
schung der Besucher*in oder das Durchsuchen der Privatsphäre nach einem mög-
licherweise vorhandenen Präparat wären nicht nur rechtswidrig, sondern auch nicht 
umsetzbar. Viel mehr noch wiegt aber die Frage, welche Auswirkungen ein wie auch 
immer geartetes Nichtdulden auf die Sorgebeziehung haben kann. Wenn ein kon-
sequentes Nichtdulden zu einer Tabuisierung oder Moralisierung von Sterbe- und 
Suizidfragen von Patient*innen und Bewohner*innen führen sollte, dann wäre dies 
wohl für die nötige Vertrauensbeziehung belastend und nicht suizidpräventiv. Statt-
dessen kann eine klar deklarierte135 institutionelle Ablehnung der Mitwirkung am 
Suizid, kombiniert mit der gemeinsamen Suche nach Alternativen und mit einer 

                                                      
128 ErläutRV 1177 BlgNR 27. GP 8 (Hervorhebung durch den Autor). Die Wortwahl „im Ergebnis“ 
weist darauf hin, dass es dem Gesetzgeber nicht um die abstrakte Versagung des Rechts, sondern um 
die reale Konsequenz der Handlungen, die in die Rechtsposition der sterbewilligen Person eingrei-
fen, ankommt. 
129 Stöger (Fn. 28) 9. 
130 §§ 22, 23, 40 Abs. 1 lit. a KAKuG. Aus den Regelungen für die Aufnahme in Krankenanstalten 
ergibt sich, dass eine sterbewillige Person, die bloß wegen des Wunsches nach Suizidhilfe in einem 
Spital aufgenommen werden möchte (d. h. ohne Vorliegen eines medizinischen Aufnahmegrundes 
im Sinne des KAKuG), nicht aufgenommen werden darf. 
131 § 24 KAKuG, Stöger in Neumayr/Resch/Wallner (Fn. 105) § 24 KAKuG Rz. 2; Graziani-Weiss in 
Graziani-Weiss/Kuhn (Hrsg.) Praxiskommentar Krankenanstaltenrecht, Bd. 1, Linz: Trauner (2023) 
§ 24 KAKuG Rz. 9. 
132 § 27i KSchG. 
133 Gesundheit Österreich, Prozesshandbuch Hospiz- und Palliativeinrichtungen (2012). 
134 Richtlinien für die Förderung von stationärem Hospiz (gemäß § 43b NÖ Sozialhilfegesetz 2000). 
135 Vgl. Kathrein in Dokalik (Fn. 15) § 2 Rz. 6. 
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toleranten Haltung gegenüber einer Patient*in oder Bewohner*in auch dazu führen, 
dass diese letztlich selbstbestimmt auf einen Suizid verzichtet.136 

Es sprechen somit mehr rechtliche, ethische und praktische Argumente dafür, 
von einer Duldungspflicht der (juristischen wie natürlichen) Person, welche die Mit-
wirkung am Suizid gewissensbestimmt selbst ablehnt, gegenüber der sterbewilligen 
Person, auszugehen. 

2. Es kann auch der Fall eintreten, dass sich innerhalb einer Organisation, wel-
che die Leistungen institutionell rechtskonform ablehnt, zumindest eine in Frage 
kommende natürliche Person freiwillig entscheidet, eine Handlung gemäß StVfG 
vorzunehmen. Wenn es in diesem Fall um die Beziehung der Organisation zu einer ihrer 
Mitarbeiter*innen geht, ist dahingehend zu differenzieren, ob es sich bei der Organi-
sation um einen sogenannten Tendenzbetrieb137 handelt oder nicht. 

a) Wenn es sich um keinen Tendenzbetrieb handelt, kann die Organisation arbeits-
rechtlich anordnen, dass Leistungen im Sinne des StVfG nicht im institutionellen 
Namen und Rahmen erbracht werden dürfen.138 Entschließt sich die betreffende 
Mitarbeiter*in aber, die Leistung außerhalb ihres Arbeitsverhältnisses („privat“) zu 
erbringen, so steht ihr dies gemäß § 2 zu. Aufgrund der arbeitsrechtlichen Treue-
pflicht wird man von der Mitarbeiter*in aber eine transparente, klare und durchgän-
gige Trennung ihrer Mitwirkung vom Leistungsangebot der Organisation verlangen 
können.139 Ob die Trennung auch inkludiert, die Mitwirkung räumlich und zeitlich 
möglichst unabhängig von der Organisation zu tätigen, wird von den konkreten 
Umständen des Einzelfalls, auch der gesundheitlichen Lage der sterbewilligen Per-
son, abhängen müssen. 

b) Wenn es sich hingegen um einen Tendenzbetrieb handelt, kommt der Organisa-
tion ein größerer Ermessensspielraum zu, in dem sie ihre Mitarbeiter*innen zu einer 
Loyalität verpflichten kann, die über das Arbeitsverhältnis hinausgeht. Im Falle der 
für das Gesundheits- und Sozialwesen zahlenmäßig bedeutsamen Trägerschaft 
durch gesetzlich anerkannte Kirchen- und Religionsgesellschaften140 begründet sich 
der erweiterte Tendenzschutz141 aus dem korporativen Selbstbestimmungsrecht.142 
Dieses umfasst nach herrschender Lehre die Formulierung eines korporativen 

                                                      
136 Vgl. AWMF, Erweiterte S3-Leitlinie Palliativmedizin für Patienten mit einer nicht-heilbaren 
Krebserkrankung, AWMF-Registernummer 128/001 OL (2020) 428. 
137 § 132 Bundesgesetz vom 14. Dezember 1973 betreffend die Arbeitsverfassung (Arbeitsverfas-
sungsgesetz – ArbVG), BGBl. 1974/22 i. d. F. BGBl. I 2023/60. 
138 In diesem Sinn Kathrein in Dokalik (Fn. 15) § 2 Rz. 6, der aber nicht zwischen einer Mitwirkung 
im Rahmen der arbeitsvertraglichen Pflichten und einer solchen außerhalb („privat“) differenziert. 
139 Etwa, indem sie den Umstand, dass sie die Leistung nicht im institutionellen Rahmen erbringt, 
gegenüber der sterbewilligen Person klarstellt und kein Material verwendet, das dem Corporate De-
sign der Organisation entspricht. 
140 Neumayr in Strasser/Jabornegg/Resch (Hrsg.), ArbVG, Wien: Manz (2003) § 132 Rz. 86. 
141 § 132 Abs. 4 ArbVG, vgl. Neumayr in Strasser/Jabornegg/Resch (Fn. 140) § 132 Rz. 5. 
142 Art. 15 StGG 1867, vgl. Neumayr in Strasser/Jabornegg/Resch (Fn. 140) § 132 Rz. 36, 81. 
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Ethos, z. B. die ablehnende Haltung gegenüber der Suizidhilfe. Die besonderen Lo-
yalitätsobliegenheiten der Mitarbeiter*innen können sich grundsätzlich auf außer-
berufliche Handlungskontexte erstrecken. Insofern ist es nicht ausgeschlossen, dass 
das Angebot einer in einem Tendenzbetrieb beschäftigten Ärzt*in, in ihrer 
extramuralen Ordination ärztliche Aufklärung im Sinne des § 7 durchzuführen, zu 
arbeitsrechtlichen negativen Konsequenzen für sie führen kann.143 Bei der Beurtei-
lung, inwieweit der Tendenzbetrieb seinen Ermessensspielraum bei der Inpflicht-
nahme seiner Mitarbeiter*innen ausreizen darf, ist gleichwohl in den letzten Jahren, 
auch bedingt durch die Judikatur von Gerichtshof der Europäischen Union144 und 
Europäischem Gerichtshof für Menschenrechte145, eine differenzierte Vorgehens-
weise zu beobachten. Voraussetzung für eine erweiterte Loyalität ist zum einen, dass 
die betroffene Person eine Tendenzträger*in ist, d. h. die korporative „Gewissens-
entscheidung“ des Tendenzbetriebs idealtypisch repräsentiert.146 Dies wird nicht 
auf alle Mitarbeiter*innen der Organisation pauschal zutreffen, sondern von ihren 
Rollen abhängen.147 Zum anderen steht auch bei Tendenzträger*innen der sich aus 
dem korporativen Selbstbestimmungsrecht ergebende Tendenzschutz unter einer 
Grundrechtsschranke sui generis, der Bindung an die „allgemeinen Staatsge-
setze“148. In diesem Sinn könnte in § 2 ein solches Staatsgesetz mit dem Ziel des 
schonenden Ausgleichs der Grundrechtsansprüche von Tendenzbetrieb und -trä-
ger*in gesehen werden. Der Instanz, die über Konflikte wie im vorliegenden Fall 
zu entscheiden hat, „kommt dann in der konkret individualisierenden Fallkonstel-
lation ein letzter Rest an Abwägung und damit wertender Tätigkeit zu“149. Dies 
könnte z. B. dazu führen, dass die Gewissensentscheidung einer Pflegefachkraft, 
der sterbewilligen Person, die sie schon lange betreut, bei der Vorbereitung der Ein-
nahme des Präparats privat150 zu helfen, obwohl sie in einem Tendenzbetrieb arbei-
tet, toleriert werden muss, weil der Tendenzbetrieb umgekehrt die in § 2 zugesi-

                                                      
143 Huber (Fn. 99) 2247. 
144 EuGH 11.9.2018, C-68/17 (IR v. JQ); 17.4.2018, C-414/16 (Egenberger v. Evangelisches Werk für Dia-
konie und Entwicklung e. V.). 
145 EGMR 20. 9. 2010, 425/03 (Obst v. Deutschland); 23.9.2010, 1620/03 (Schüth v. Deutschland); 
3.2.2011, 18136/02 (Siebenhaar v. Deutschland); vgl. Schinkele, Kirchliches Arbeitsrecht in der aktuellen 
Rechtsprechung des Europäischen Gerichtshofs für Menschenrechte, Österreichisches Archiv für 
Recht und Religion 2012, 155. 
146 Kalb/Potz/Schinkele, Religionsrecht, Wien: Facultas (2003) 274. 
147 So wird etwa die Angehörige eines Gesundheits- oder Sozialberufs diese Rolle eher erfüllen als 
eine Mitarbeiter*in im technischen Dienst; vgl. Neumayr in Strasser/Jabornegg/Resch (Fn. 140) § 132 
Rz. 92. 
148 Mittels der „allgemeinen Staatsgesetze“ (Art. 15 StGG 1867) bringt der Staat sein Selbstverständ-
nis ein; Kalb/Potz/Schinkele (Fn. 146) 67; Neumayr in Strasser/Jabornegg/Resch (Fn. 140) § 132 Rz. 98. 
149 Kalb/Potz/Schinkele (Fn. 146) 68. 
150 Das heißt explizit nicht im Namen der Organisation und ohne Inanspruchnahme organisationaler 
Ressourcen. 
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cherte korporative „Gewissensfreiheit“ hat, derartige Leistungen nicht selbst anbie-
ten zu müssen. Anders wäre vielleicht der Fall zu beurteilen, wenn die Pflegefach-
kraft die beschriebene Leistung privat, aber regelmäßig für einen erweiterten Kreis 
sterbewilliger Personen anböte. 

V. Schlussfolgerung

Die Regelung des § 2 stellt den Versuch dar, die Grundrechtspositionen der invol-
vierten Personen allseitig zu optimieren151 und schonend auszugleichen152, um so 
integritätswahrende Freiheitsräume (moralische Autonomie) abzusichern. Diese In-
tention sollte auch allen, die sich auf die Gewissensklausel berufen, eine rechtsethi-
sche Richtschnur sein. 

151 Hesse, Grundzüge des Verfassungsrechts der Bundesrepublik Deutschland, 20. Aufl., Heidelberg: 
Müller (1999) Rz. 72. 
152 Lerche, Übermaß und Verfassungsstaat: Zur Bindung des Gesetzgebers an die Grundsätze der 
Verhältnismäßigkeit und der Erforderlichkeit, 2. Aufl., Goldbach: Keip Verlag (1999) 153. 




